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Drucksache 439 


Antrag 

der Fraktion der CDU /CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zum Schutze der Berufsbezeichnung „Ingenieur” 
(Ingenieurgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

S 1 

Die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ darf 
nur führen, 

a) wer auf Grund des Abschlußzeugnisses 
einer deutschen Technischen Hochschule 
oder Bergakademie den akademischen 
Grad eines Diplomingenieurs erworben 
hat; 

b) wer durch Abschlußzeugnis einer minde- 
stens fünfsemestrigen staatlichen oder 
staatlich anerkannten deutschen Ingenieur- 
oder Bauschule deren erfolgreichen Besuch 
nachweisen kann; 

c) wem auf Grund von Leistungen auf dem 
Gebiete der Technik die Würde eines 
Ehrendoktors einer der unter Buchstabe a 
genannten Hochschulen verliehen wurde; 

d) wem auf Grund eines Zeugnisses einer den 
Buchstaben a und b entsprechenden aus- 
ländischen Schule Über den erfolgreichen 
Absdiluß des technischen Studiums von 
der zuständigen obersten Landesbehörde 
oder der von ihr bestimmten Behörde das 
Recht zur Führung der Berufsbezeichnung 
„Ingenieur“ verliehen worden ist; 

e) wem auf Antrag durch die oberste Lan- 
desbehörde oder der von ihr bestimmten 
Behörde auf Grund der Bestimmungen 
des § 2 das Recht zur Führung der Be- 
rufsbezeichnung „Ingenieur“ verliehen 
wurde. 

§ 2 

(1) Den Antrag auf Verleihung der Berufs- 
bezeichnung „Ingenieur“ kann stellen, wer 


als gelernter Facharbeiter eines technischen 
Berufes die fachlichen und theoretischen 
Kenntnisse eines Ingenieurs im Sinne des § 1 
Buchst, b durch Selbststudium oder Kurse 
erworben hat und mindestens sechs Jahre in 
diesem Beruf als Facharbeiter tätig war. 

(2) Die im Absatz 1 benannten Kenntnisse 
müssen in einer mündlidien Prüfung an einer 
der in § 1 Buchst, b genannten Schulen nach- 
gewiesen werden. 

§ 3 

(1) In Firmenbezeichnungen darf das Wort 
„Ingenieur“ nur gebraucht werden, wenn und 
so lange ein Ingenieur im Sinne dieses Ge- 
setzes verantwortlicher Leiter des technischen 
Betriebes dieser Firma ist. 

(2) Personenvereinigungen dürfen das Wort 
„Ingenieur“ in ihrem Namen nur verwenden, 
wenn ihre ordentlichen Mitglieder Ingenieure 
sind. 

§ 4 

Wer den Vorschriften dieses Gesetzes vor- 
sätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt, wird 
mit Geldstrafe bis zu 10 000 DM bestraft. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Lande Berlin. 

§ 6 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 8. April 1954 

Oetzel 

Dr. von Brentano und Fraktion 
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